
 

 

 

Unterstützung für die Ukraine konsequent fortsetzen – 

Lieferung des TAURUS-Marschflugkörpers beschließen 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Die Lage in der Ukraine verschlechtert sich 

von Tag zu Tag immer weiter. Unter enor-

mem Einsatz von Menschen und Material 

übt Russland hohen militärischen Druck auf 

den Frontverlauf aus. Moskau setzt auf eine 

Materialschlacht, auf Terror gegen die Zivil-

bevölkerung und wettet gegen unsere 

Durchhaltefähigkeit bei der Unterstützung 

der Ukraine. Um den 

russischen Vormarsch 

zu stoppen, ist die Uk-

raine mehr denn je auf 

die Lieferung von 

wirksamen Waffensys-

temen angewiesen. 

Der Bundeskanzler 

verweigert weiterhin 

eine TAURUS-Liefe-

rung mit immer neuen Begründungen. 

Gleichzeitig brüskiert er mit Aussagen zum 

Einsatz Verbündeter unsere engsten Part-

ner. 

Wir wollen, dass das Töten endet. Damit 

dieser Krieg vorbeigeht, müssen wir die Uk-

raine in ihrer Verteidigung auch weiterhin 

unterstützen. Frieden wird es nur durch 

Stärke und Abschreckung geben; Schwäche 

hingegen würde Russland zu weiteren mili-

tärischen Abenteuern einladen. 

Somit geht es in der Ukraine um nicht mehr 

und nicht weniger als um die Zukunft der eu-

ropäischen Sicherheitsarchitektur; hier ent-

scheidet sich, ob in Europa künftig das Recht 

des militärisch Stärkeren oder weiterhin die 

Stärke des Völkerrechts gilt.  

In dieser Situation kommt es entscheidend 

auf die Geschlossenheit und die Übernahme 

von politischer Führungsverantwortung an. 

Doch der Bundes-

kanzler verwirrt mit 

seinen ständig wech-

selnden Aussagen 

die Bevölkerung und 

schürt dadurch zu-

sätzlich Ängste.  

Gleichzeitig setzt er 

Deutschlands Glaub-

würdigkeit bei den 

europäischen sowie transatlantischen Part-

nern aufs Spiel. Folgerichtig wächst in den 

Koalitionsfraktionen der Widerstand. Damit 

die Ukraine den Krieg gewinnen kann, benö-

tigt sie jetzt entschlossenes Handeln und 

die dafür notwendige Unterstützung unter-

halb der Schwelle eines Kriegseintritts. Dazu 

gehört auch die Lieferung von TAURUS, wo-

rüber wir in dieser Sitzungswoche erneut 

namentlich abstimmen ließen. 

Unser Antrag: KLICK 
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https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw11-de-ukraine-992936
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Meine aufrichtige Sorge: 

Der Bundeskanzler bedient und verstärkt 

die verständlichen Sorgen und Ängste in der 

deutschen Bevölkerung. Er hat es schon bei 

der Diskussion um deutsche Panzerlieferun-

gen getan und er tut es jetzt beim Thema 

TAURUS wieder. 

Leider erreicht er damit das Gegenteil! 

Sein erneutes Zögern, welches unsere west-

lichen Verbündeten mit großer Sorge sehen, 

gefährdet die Ukraine. Doch wenn Putin hier 

Erfolg hat, wird er nicht stoppen: Ein Sieg in 

der Ukraine würde ihm zeigen, daß er mit 

rücksichtsloser Gewalt Erfolg hat. Das vor 

allem ist der Grund für unser Engagement: 

Gewalt darf nicht siegen! 

 

 

Länder und Kommunen in der Migrati-

onskrise nicht im Stich lassen – Bund 

muss Vereinbarungen mit den Ländern 

umsetzen 

Deutschland erlebt auch weiterhin einen 

großen Zustrom an Asylbewerbern. Im Jahr 

2023 wurden fast 330.000 Erstanträge auf 

Asyl gestellt. In den ersten beiden Monaten 

des Jahres 2024 kamen weitere 47.000 Asy-

lerstanträge hinzu. Nach wie vor entfällt ein 

weit überproportionaler Anteil der EU-weit 

gestellten Asylanträge auf Deutschland, im 

Jahr 2023 waren es etwa 30 %. Ein Ende die-

ser für unsere Kommunen und die Gesell-

schaft insgesamt herausfordernden Situa-

tion ist nicht in Sicht.  

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion und die 

Landesregierungen haben die Bundesregie-

rung wiederholt zum Handeln aufgefordert. 

Im Rahmen der Ministerpräsidentenkonfe-

renz am 6. November 2023 hat die Bundes-

regierung endlich eine Reihe von Zusagen 

gemacht. Diese Zusagen sind jedoch auch 

weiterhin zu einem erheblichen Teil nicht 

umgesetzt. 

Die jüngste Sitzung der Ministerpräsiden-

tenkonferenz mit dem Bundeskanzler am 

6. März 2024 führte zu nicht mehr als einer 

oberflächlichen Bestandsaufnahme, verbun-

den mit allgemeinen Absichtserklärungen. 

Die Migrationskrise kann so nicht bewältigt 

werden. Es wächst deshalb die Dringlichkeit, 

die irreguläre Migration nach Deutschland 

wirksam zu unterbinden. 

 

Die Bundesregierung hat es versäumt, ef-

fektive und dauerhaft wirksame Maßnah-

men zur Begrenzung und Steuerung der ille-

galen Migration zu ergreifen. Die zögerliche 

und inkonsequente Haltung, ständiger 

Streit und das Zerreden bereits beschlosse-

ner Maßnahmen innerhalb der Ampel unter-

graben in den Kommunen das Vertrauen in 

die Bundesregierung. Sie verlängern und 

verschärfen die Krise unnötig. Mit unserem 

Antrag fordern wir deshalb: Die Bundesre-

gierung muss ihre Verantwortung jetzt ernst 

nehmen. Humanität und Ordnung gehören 

in der Asylpolitik untrennbar zusammen. 

Unser Antrag: KLICK 

 

 

Verschärfte Risiken der Ampel-Ener-

giepolitik nun durch Bundesrechnungs-

hof amtlich 

Der Bundesrechnungshof hat festgestellt, 

dass die Bundesregierung den Zielen beim 

Ausbau erneuerbarer Energien sowie hinrei-

chend gesicherter, steuerbarer Kraftwerks-

leistung hinterherhinkt. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw11-de-migrationskrise-991094
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Die Versorgungssicherheit ist gefährdet, 

der Strom ist teuer und Auswirkungen der 

Energiewende auf Landschaft, Natur und 

Umwelt kann die Bundesregierung nicht 

umfassend bewerten. Insgesamt haben sich 

die Risiken seit der letzten Prüfung des Bun-

desrechnungshofes im Jahr 2021 verschärft. 

 

Der Bundesrechnungshof stellt der Bun-

desregierung ein verheerendes Zeugnis aus. 

Ohne Kurskorrektur wird das Klimaziel ver-

fehlt, die Wirtschaft beschädigt und die 

Energiesicherheit gefährdet werden. 

Die Ampel muss Konsequenzen aus diesem 

Bericht ziehen: Eine grundlegende Neuaus-

richtung ist unumgänglich. Dabei muss der 

Fokus darauf gerichtet werden, wie mit sau-

beren Technologien Klima und Wirtschaft 

zusammen gedacht werden können. Nur so 

wird die Akzeptanz für Klimapolitik dauer-

haft gesichert und nur dann können wir auch 

international ein Impulsgeber werden.  

Die Ampel wirft im Bereich der Klima- und 

Energiepolitik ständig neue Bälle in die Luft, 

die wenigsten aber bringt sie ins Ziel. Ändert 

sich das nicht grundlegend, endet das in 

dem Scherbenhaufen, den der Bundesrech-

nungshof der Ampel nun attestiert hat. 

Mit unserem Antrag Agenda für Bürokra-

tieabbau und bessere Rechtsetzung, den 

wir in dieser Woche abschließend beraten 

haben, stellen wir fest: Überbordende Büro-

kratie gefährdet den Wirtschafts- und Inno-

vationsstandort Deutschland sowie das Ver-

trauen der Bürgerinnen und Bürger in die 

Handlungs- und Leistungsfähigkeit unseres 

Staates. Deshalb braucht es jetzt dringend 

einen Durchbruch für echten Bürokratieab-

bau und für bessere Rechtsetzung. 

Die unionsgeführten Bundesregierungen 

haben den Bürokratieabbau in den vergan-

genen Legislaturperioden spürbar vorange-

trieben. Mit den Bürokratieentlastungsge-

setzen I-III haben sie in Milliardenhöhe Bü-

rokratiekosten eingespart. Der Bürokratie-

kostenindex erreichte im Jahr 2021 seinen 

historischen Tiefstand. Seitdem steigt er 

aber durch die Politik der Ampel-Koalition 

wieder kontinuierlich an. 

Unsere Agenda umfasst als wichtigste For-

derungen: 

(1) Bürokratiebremse:  

Sofortige Rücknahme neuer gesetzlicher 

oder untergesetzlicher Bürokratiebelastun-

gen, wenn eine bestimmte Bürokratiequote 

überschritten wird.  

 

(2) „One in, two out“-Regel:  

Die erfolgreiche Bürokratiebremse „One in, 

one out“ wird zu einer „One in, two out“-Re-

gel ausgeweitet.  

 

(3) 1:1 Umsetzung von EU-Vorhaben:  

Bei der Umsetzung von EU-Recht in nationa-

les Recht darf in Deutschland nicht über den 

europäischen Standard hinaus reguliert 

werden. 

 

(4) Bürokratiestopp und Belastungsmorato-

rium auf EU-Ebene:  

Keine neuen bürokratischen Regelungen, 

bis die EU in Sachen Wettbewerbsfähigkeit 

ihren Rückstand auf ihre Hauptkonkurren-

ten im globalen Wettbewerb aufgeholt hat. 

 

https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/energiewende-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw11-de-buerokratieabbau-991144
https://www.bundesrechnungshof.de/SharedDocs/Downloads/DE/Berichte/2024/energiewende-volltext.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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(5) Digitalcheck von Gesetzen:  

Der effiziente digitale Vollzug von Neurege-

lung (Digitaltauglichkeit) muss bei jeder Ge-

setzeserstellung von Anfang an mitgedacht 

und verbindlich geprüft werden. 

Von der         abgelehnt! 

 

 

Mit unserem Antrag Arbeitszeit flexibili-

sieren – Mehr Freiheit für Beschäftigte 

und Familien setzen wir uns für eine deutli-

che Flexibilisierung der Arbeitszeiten in 

Deutschland ein. So kommen wir den Be-

dürfnissen der Beschäftigten nach einer 

besseren Vereinbarkeit von Beruf, Familie 

und Pflege entgegen. Aktuell wird die Ar-

beitszeit durch das Arbeitszeitgesetz (Ar-

bZG) auf einen Acht-Stunden-Tag be-

schränkt, der auf bis zu zehn Stunden täglich 

ausgeweitet werden kann. 

Andere EU-Länder sind bereits weiter: Sie 

nutzen die Vorteile einer flexibleren, wö-

chentlichen Höchstarbeitszeit. Wir fordern 

daher die Einführung einer wöchentlichen 

Arbeitszeitregelung, um mehr Flexibilität zu 

ermöglichen. Die Bundesregierung hat es 

bisher versäumt, die Arbeitszeiten – trotz 

entsprechender Vereinbarungen im Koaliti-

onsvertrag – flexibler zu gestalten und die 

Belastung für die Beschäftigten zu verrin-

gern. 

 

 

Wir beraten zudem die Antwort der Bun-

desregierung auf unsere Große Anfrage 

Projektförderung des Bundes im Bereich 

der Grundlagenforschung zu Long COVID, 

ME/CFS und dem Post-Vac-Syndrom 

Aktuell gibt es schätzungsweise 2,5 Millio-

nen Betroffene in Deutschland. Dennoch 

gibt es Deutschland bei der Forschung zu 

diesen bedeutsamen Gesundheitsproble-

men erheblichen Nachholbedarf. Die Bun-

desregierung zeigt zu wenig Initiative bei 

der Förderung der notwendigen Grundla-

genforschung. 

Unser Druck im Deutschen Bundestag hat 

zwar zu einer Aufstockung der Fördermittel 

geführt, dennoch bleiben die Anstrengungen 

und die Koordination zwischen den zuständi-

gen Ministerien, dem Bundesministerium für 

Bildung und Forschung (BMBF) und dem 

Bundesgesundheitsministerium (BMG), weit 

hinter dem Notwendigen zurück. 

 

Als Folgerung aus der Antwort der Bundes-

regierung auf unsere Große Anfrage fordern 

wir einen dringenden Kurswechsel: Die Ein-

richtung einer Dekade gegen Long COVID 

und die Überwindung von Ressortegoismen 

zugunsten einer ressortübergreifenden Stra-

tegie. Die Bundesforschungsministerin muss 

ihre Rolle aktiv wahrnehmen, die Vernetzung 

zwischen Wissenschaft, Forschung und In-

dustrie vorantreiben und die Forschungsför-

derung des Bundes und der Länder effektiv 

koordinieren. 

Zum Thema „Long COVID“ auch mein 

 

Video der Woche 

Allein in meinem 

Wahlkreis sind hun-

derte Menschen von 

dieser tückischen 

und schwer fassbaren 

Krankheit betroffen. 

Mehr Grundlagen-

forschung und 

schnellere Umset-

zung der Forschung 

in Therapien – daran mangelt es zurzeit. 

Zum Video: KLICK 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2024/kw11-de-arbeitszeit-991112
https://www.facebook.com/dringegraessle/videos/1079473443497711

